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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Innenausschusses (4. Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf der Fraktion der SPD 
— Drucksache 12/1435 — 


Entwurf eines Gesetzes über die Heimkehrerstiftung und die Aufhebung 
des Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes 


A. Problem 

Die ehemaligen Kriegsgefangenen in den neuen Ländern haben 
bisher keine Entschädigungsleistungen erhalten. Ihnen sollten die 
Leistungen zur Heimkehrerstiftung, soweit sie noch zeitgerecht 
sind, zugute kommen. 


B. Lösung 

Ablehnung des Gesetzentwurfs, der eine Fortführung der Heim- 
kehrerstiftung durch ein eigenes Gesetz und eine Ausweitimg des 
antragsberechtigten Personenkreises vorsieht. 

Mehrheit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Gesamtregelung des Kriegsfolgenbereichs 


D. Kosten 
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Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Entwurf eines Gesetzes über die Heimkehrerstiftung und die 
Aufhebung des Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes der 
Fraktion der SPD — Drucksache 12/1435 — abzulehnen. 


Bonn, den 16. Dezember 1991 


Der Innenausschuß 

Hans Gottfried Bemrath 

Vorsitzender 


Erika Steinbach-Hermann 

Berichterstatterin 


Gerd Wartenberg (Berlin) 
Wolfgang Lüder 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Erika Steinbach-Hermann, Gerd Wartenberg (Berlin) 
und Woifgang Lüder 


1. Zum Verfahren 

Der Gesetzentwurf der Fraktion der SPD wurde in 
der 57. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
14. November 1991 an den Innenausschuß federfüh- 
rend und an den Ausschuß für Arbeit und Sozialord- 
nung sowie an den Haushaltsausschuß, an letzteren 
auch gemäß § 96 GO, zur Mitberatimg überwiesen. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung und der 
Haushalts ausschuß haben mit den Stimmen der Frak- 
tionen der CDU/CSU imd FDP gegen die Stimmen der 
Fraktion der SPD mehrheitlich empfohlen, den 
Gesetzentvmrf abzulehnen. 

Der Innenausschuß hat den Gesetzentwurf in seiner 
22. Sitzung am 11. Dezember 1991 beraten imd ihn 
mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU imd 


FDP gegen die Stimmen der Fraktion der SPD abge- 


2, Zur Begründung 

Der Ausschuß hat den Gesetzentwurf abgelehnt, weil 
er eine Gesamtlösung für den Kriegsfolgenbereich 
anstrebt. Er erwartet, daß die Bundesregierung eine 
solche Gesamtlösimg bis Mitte des Jahres 1992 erar- 
beitet imd vorlegt. 

Seitens der Fraktion der SPD ist eingeräumt worden, 
daß die Herauslösung eines einzelnen Themas aus 
dem Gesamtkomplex eine gewisse Problematik dar- 
stellt, Sie hat eine Lösung dieser Spezialthematik 
gleichwohl für erforderlich angesehen. 


Bonn, den 16. Dezember 1991 


Erika Steinbach-Hermann Gerd Wartenberg (Berlin) Wolfgang Lüder 

Berichterstatterin B erichter statter 
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